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Zusammenfassung 
Die Anwendung der Interkantonalen Vereinbarung für soziale Einrichtungen IVSE vom 13. De-

zember 2002 führt im Bereich der Finanzierung von Aufenthalten in Kinder- und Jugendeinrich-

tungen aufgrund der Revision des Sorgerechts auf Bundesebene zunehmend zu zweckwidrigen 

Ergebnissen. Die Konferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen und Sozialdirektoren hat im Zu-

sammenhang mit der Weiterentwicklung der IVSE im Jahr 2015 beschlossen, dass Lösungsvor-

schläge zu prüfen seien, damit Standortkantone nicht zusätzliche Kosten für Kinder und Jugend-

liche aus anderen Kantonen tragen müssten. Am 23. November 2018 hat die Vereinbarungskon-

ferenz eine Änderung der IVSE beschlossen.  

 

Die Regierung des Kantons St.Gallen hat nach Anhörung der Vereinigung St.Galler Gemeinde-

präsidentinnen und Gemeindepräsidenten den Beitritt des Kantons St.Gallen zur Teilrevision der 

IVSE beschlossen. Da die IVSE eine zwischenstaatliche Vereinbarung mit Gesetzesrang ist, wird 

der Beschluss hiermit dem Kantonsrat zur Genehmigung unterbreitet. 

 

 

Frau Präsidentin 

Sehr geehrte Damen und Herren  

 

Wir unterbreiten Ihnen mit dieser Vorlage Botschaft und Entwurf des IV. Nachtrags zum Kantons-

ratsbeschluss über die Genehmigung des Regierungsbeschlusses über den Beitritt zur Interkan-

tonalen Vereinbarung für soziale Einrichtungen IVSE. 

 

 

1 Ausgangslage 
Die Interkantonale Vereinbarung für soziale Einrichtungen IVSE (sGS 381.31) regelt, wer für die 

Kosten aufzukommen hat, wenn jemand in einer IVSE-anerkannten sozialen Einrichtung aus-

serhalb des Wohnkantons lebt. Der Bereich A der IVSE betrifft stationäre Einrichtungen für Per-

sonen bis zum vollendeten 20. Altersjahr, unter bestimmten Voraussetzungen darüber hinaus bis 

zum Abschluss der Erstausbildung. Auch ein jugendstrafrechtlich angeordneter Aufenthalt fällt 

darunter. Alle Kantone sind dem Bereich A der IVSE beigetreten.  

 

Die IVSE sieht als Schuldner der Leistungsabgeltung den Wohnkanton der Person vor, welche 

die Leistungen beansprucht. Der Wohnkanton wird gemäss IVSE anhand des zivilrechtlichen 

Wohnsitzes bestimmt (Art. 4 Bst. d IVSE). Über die Festlegung des zivilrechtlichen Wohnsitzes 

von Minderjährigen kam es in den letzten Jahren vermehrt zu Rechtsstreitigkeiten, insbesondere 

im Zusammenhang mit der gemeinsamen elterlichen Sorge. Im Rahmen der Revision des Sorge-

rechts auf Bundesebene blieben im Zusammenhang mit der Festlegung des zivilrechtlichen 

Wohnsitzes von Minderjährigen wichtige Rechtsfragen ungeklärt. Das führte dazu, dass das Kind 

im Zweifelsfall seinen zivilrechtlichen Wohnsitz am Aufenthaltsort begründete (Art. 25 Abs. 1 des 

Schweizerischen Zivilgesetzbuches [SR 210; abgekürzt ZGB]), was zu einer Finanzierungszu-

ständigkeit des Standortkantons führt.  

 

Da diese Rechtsfolge dem Sinn und Zweck der IVSE zuwiderläuft, hat die Schweizerische Konfe-

renz der Verbindungsstellen IVSE bereits im Herbst 2013 eine Arbeitsgruppe eingesetzt – mit 

dem Ziel, die Auswirkungen des gemeinsamen Sorgerechts auf die Zuständigkeit zur Kosten-

übernahmegarantie aufgrund der IVSE zu prüfen. Aufgrund des festgestellten Handlungsbedarfs 

gab der Vorstand der Konferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen und -direktoren (SODK) im 

März 2016 eine juristische Studie zur Rechtsauslegung der zivilrechtlichen Wohnsitzbestimmun-

gen im Kontext der IVSE sowie die Ausarbeitung eines Ausnahmetatbestands für die Bestim-

mung der Zuständigkeit in Auftrag. Der Vorstand der SODK hat die Kantone zum vorgeschlage-
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nen Ausnahmetatbestand vorab konsultiert und der Vereinbarungskonferenz aufgrund der positi-

ven Rückmeldungen die Teilrevision der IVSE vorgelegt. Diese wurde am 23. November 2018 

beschlossen. 

 

 

2 Handlungsbedarf und Zielsetzung 

2.1 Interkantonale Nutzung der Angebote des Bereichs A im Kanton 

St.Gallen 
Im Kanton St.Gallen werden aktuell 175 Plätze in 11 Kinder- und Jugendeinrichtungen angebo-

ten, die ausschliesslich dem Bereich A unterstellt sind (Stand: 31. Dezember 2018). Von diesen 

Plätzen wurden Ende des Jahrs 2018 56 Plätze von Kindern und Jugendlichen aus anderen Kan-

tonen belegt. Gleichzeitig sind zu diesem Zeitpunkt insgesamt 69 Aufenthalte von Kindern und 

Jugendlichen mit Wohnsitz im Kanton St.Gallen in ausserkantonalen Einrichtungen finanziert 

worden.  

 

Innerhalb des Kantons besteht ein vielfältiges Angebot, gleichzeitig sind platzierende Stellen re-

gelmässig auch auf Angebote in anderen Kantonen angewiesen (z.B. für spezifische Betreuungs-

bedürfnisse oder falls Distanz zum Herkunftsmilieu erforderlich ist). Somit besteht für den Kanton 

St.Gallen das Interesse, dass einerseits der eigene Standortschutz, anderseits die Angebots- 

offenheit unter den Kantonen gewahrt bleibt. 

 

Seitdem die Rechtsunsicherheit im Zusammenhang mit der Finanzierungszuständigkeit besteht, 

führte diese klare Haltung des Kantons St.Gallen zu Konflikten. Zum einen haben sich Herkunfts-

gemeinden innerhalb des Kantons St.Gallen in Einzelfällen auf den Standpunkt gestellt, dass die 

Standortgemeinden der Einrichtungen die Kosten für die Aufenthalte zu tragen haben, auf der an-

deren Seite haben einzelne Kantone bereits erteilte Kostenübernahmegarantien widerrufen und 

Beiträge zurückgefordert. Die kantonale Verbindungsstelle verzeichnet seit dem 1. Juli 2014 ins-

gesamt 21 Fälle von Zuständigkeitsstreitigkeiten, die auf die fehlende Regelung eines Ausnah-

metatbestands in der IVSE zurückzuführen sind. Geklärt werden konnten bislang 18 Fälle. Das 

Verwaltungsgericht St.Gallen hat am 27. September 2018 in vier Fällen die Auffassung der Ver-

bindungsstelle des Kantons St.Gallen gestützt, wonach ein Aufenthalt zu einem Sonderzweck 

nicht geeignet ist, einen zivilrechtlichen Wohnsitz zu begründen (B 2016/114, B 2017/28, 

B 2017/35, B 2017/61). Im interkantonalen Verhältnis hat die Regierung des Kantons St.Gallen 

bisher ein Streitbeilegungsverfahren durch die Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) initiiert. 

Die von der KdK eingesetzte Vertragskommission konnte die involvierten Kantone zu einer Eini-

gung im Sinn des Kantons St.Gallen bringen. 

 

 

2.2 Anknüpfung an den zivilrechtlichen Wohnsitz 
Aufgrund der grossen Rechtsunsicherheiten in den Kantonen hat sich die I. sozialrechtliche Ab-

teilung des Bundesgerichtes aufgrund der Beschwerde einer Gemeinde im Kanton Schwyz mit 

der Problematik der unerwünschten Standortbelastung befasst (BGE 143 V 451). Die Beschwer-

deführerin machte geltend, dass das betroffene Kind zwar unmittelbar vor Eintritt in eine IVSE-

anerkannte Einrichtung des Kantons St.Gallen im Kanton Schwyz Wohnsitz hatte, aufgrund der 

Sorgerechtsverhältnisse aber infolge der Fremdplatzierung kein abgeleiteter zivilrechtlicher 

Wohnsitz mehr bestehe und das Kind daher am Ort der Einrichtung seinen Wohnsitz begründet 

habe. Der Kanton Schwyz beurteilte das im Sinn der IVSE anders und hielt an der Zuständigkeit 

der betroffenen Herkunftsgemeinde fest. Dagegen führte die Herkunftsgemeinde Beschwerde 

ans Bundesgericht.  

 

Das Bundesgericht ging in seinem Entscheid vom 21. November 2017 nicht vertieft auf die Be-

gründung des zivilrechtlichen Wohnsitzes ein. Es stellte abschliessend auf den Kommentar zu 
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Art. 4 Bst. d IVSE ab, wonach sich die SODK bereits bei Erlass der IVSE bewusst war, dass es 

bei Anwendung der zivilrechtlichen Bestimmungen zum Wohnsitz nach IVSE zu unerwünschten, 

systemwidrigen Ergebnissen kommen kann. Sie habe jedoch darauf vertraut, dass es sich dabei 

um seltene Einzelfälle handelt und die betroffenen Gemeinwesen Hand bieten zu einer befriedi-

genden Lösung (Erw. 9.4). Für die entsprechende Konstellation entschied das Bundesgericht so-

dann, unter Anwendung des bei interkantonalen Sachverhalten massgebenden Bundesrechts 

vom Unterstützungswohnsitz nach Art. 7 Abs. 3 Bst. c des Bundesgesetzes über die Zuständig-

keit für die Unterstützung Bedürftiger (SR 851.1; abgekürzt ZUG) auszugehen. Demnach war die 

Beschwerde abzuweisen und die Gemeinde des Kantons Schwyz, in der das Kind vor Unterbrin-

gung seinen Wohnsitz hatte, blieb für die Kostentragung zuständig.  

 

Das Bundesgericht bestätigte damit unmissverständlich den Handlungsbedarf für eine Änderung 

der IVSE im Bereich A. Der Vorstand der SODK erachtete eine Anknüpfung an den sozialhilfe-

rechtlichen Unterstützungswohnsitz als verfehlt. Die IVSE geht davon aus, dass eine Unterbrin-

gung im Bereich A nur soweit sozialhilferechtlich relevant ist, als es sich um Beiträge von Unter-

haltspflichtigen (Art. 22 IVSE) handelt. Für die (ausserkantonal) zu übernehmenden Restkosten 

hingegen wurde immer davon ausgegangen, dass es sich um Subventionen an Einrichtungen 

handle und das ZUG demgemäss gar nicht zur Anwendung komme. Im Übrigen hat die IVSE den 

Zweck, den Standortschutz nicht nur bei sozialhilferechtlichen Kosten zu gewähren, sondern 

auch für solche, die nicht unter die Sozialhilfe fallen und für welche die Zuständigkeitsregelung 

gemäss ZUG ohnehin nicht sachgemäss anzuwenden ist. Insofern ist es für nicht sozialhilferecht-

liche Kosten sinnvoll, dass die IVSE eine eigene und allenfalls vom ZUG abweichende Zuständig-

keit regelt.  

 

Ein Systemwechsel in der IVSE vom zivilrechtlichen Wohnsitz zum Unterstützungswohnsitz 

würde weit über das Ziel hinausschiessen. Es genügt, wenn für die bekannte Problematik bei der 

Festlegung des zivilrechtlichen Wohnsitzes, also für die übrigen Fälle nach Art. 25 Abs. 1 Teil-

satz 2 ZGB und für die Konstellation, in der eine platzierte Person volljährig wird, in der IVSE ein 

Ausnahmetatbestand geschaffen wird. 

 

 

3 Änderung der Interkantonalen Vereinbarung für soziale Ein-

richtungen IVSE 

3.1 Erläuterungen zu den neuen Bestimmungen 
Art. 2 Abs. 1 Bst. A Satz 2: Die Teilrevision der IVSE bietet die Gelegenheit, den letzten Satz der 

Bestimmung anzupassen. Einzige Änderung ist die Erhöhung der Altersgrenze betreffend Mass-

nahmen nach dem Bundesgesetz über das Jugendstrafrecht (SR 311.1; abgekürzt JStG) vom 

vollendeten 22. auf das vollendete 25. Altersjahr. Diese Anpassung ist sinnvoll, weil seit dem 

1. Juli 2017 die entsprechende Altersgrenze im JStG selbst aufgrund der Änderung von Art. 19 

Abs. 2 beim vollendeten 25. Altersjahr liegt. Der Vorstand SODK empfahl den Vereinbarungskan-

tonen bereits Anfang 2017, die Leistungsabgeltung bis zum vollendeten 25. Altersjahr zu garan-

tieren. Diese Empfehlung wurde mittels Fussnote auch in der bislang geltenden IVSE verankert. 

Mit dieser Anpassung enthält die IVSE in nun rechtlich verbindlicher Form wieder die gleiche Al-

tersgrenze wie das zugrundeliegende Bundesrecht. 

 

Art. 5 Abs. 1bis (neu): Mit der Regelung wird beabsichtigt, lediglich in jenen Fällen eine vom zivil-

rechtlichen Wohnsitz abweichende Sonderanknüpfung festzulegen, in denen die betroffene Per-

son ihren Wohnsitz mit dem Eintritt oder während des Aufenthalts am Standort der Einrichtung 

begründet. Das ist nicht der Fall, solange sich der zivilrechtliche Wohnsitz von den Eltern ableiten 

lässt. Diese Regel führt im Unterschied zum Unterstützungswohnsitz nach Art. 7 Abs. 3 Bst. c 

ZUG dazu, dass sich der Wohnsitz des Kindes während seiner Unterbringung in einer Einrichtung 
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verändern kann. Solange beispielsweise ein Elternteil allein sorgeberechtigt ist, führt dessen 

Wohnsitzwechsel auch zur Begründung eines neuen zivilrechtlichen Wohnsitzes des Kindes. 

 

Der Ausnahmetatbestand kommt somit einerseits zur Anwendung, wenn ein «übriger Fall» nach 

Art. 25 Abs. 1 ZGB eintritt. Anderseits greift die Sonderanknüpfung, wenn die Kindes- und Er-

wachsenenschutzbehörde (KESB) am Aufenthaltsort eine Vormundschaft errichtet oder über-

nimmt (Art. 25 Abs. 2 ZGB) sowie bei Vorliegen eines internationalen Sachverhalts, der zur 

Wohnsitzbegründung am Aufenthaltsort führt (z.B. Art. 20 Abs. 2 des Bundesgesetzes über das 

Internationale Privatrecht [SR 291; abgekürzt IPRG]). Wechselt der oder die Minderjährige in eine 

andere IVSE-Einrichtung, bleibt der zuletzt abgeleitete zivilrechtliche Wohnsitz auch für das Leis-

ten der Kostenübernahmegarantie zu Gunsten der neuen Einrichtung zuständig.  

 

Die Regelung steht der Wohnsitznahme am Aufenthaltsort nicht entgegen. Somit bleibt z.B. der 

Wechsel der zuständigen KESB möglich. Wird das Kind in der Einrichtung volljährig, ist in Bezug 

auf die Begründung des zivilrechtlichen Wohnsitzes sodann die Massgeblichkeit von Art. 23 ZGB 

zu prüfen, wonach der Aufenthalt zu einem Sonderzweck für sich allein keinen Wohnsitz begrün-

det. 

 

Art. 39 (Sachüberschrift) und Art. 39bis: Die geltende Bestimmung zum Inkrafttreten bezieht sich 

auf die ursprüngliche Fassung der IVSE vom 13. Dezember 2002. Zur Abgrenzung von der 

neuen Bestimmung in Art. 39bis IVSE erhält diese eine neue Sachüberschrift. Abs. 1 des neuen 

Artikels enthält eine Übergangsregelung, wonach der Ausnahmetatbestand in Art. 5 Abs. 1bis 

IVSE ab Inkrafttreten auf alle bestehenden Platzierungen und neuen Kostenübernahmegarantien 

angewendet wird. Abs. 2 und 3 regeln sodann das erforderliche Quorum für das Inkrafttreten der 

Änderung vom 23. November 2018 sowie die Festlegung des Zeitpunkts des Inkrafttretens. Nach 

Inkrafttreten der Änderung kann es im Verhältnis zwischen Kantonen, die der teilrevidierten IVSE 

beigetreten sind, und denjenigen, die diese (noch) nicht ratifiziert haben, unterschiedliche Folgen 

für den Bestand der Kostenübernahmegarantien geben. Dazu wird auf die Materialien der SODK 

verwiesen.  

 

 

3.2 Rechtliche Auswirkungen im Kanton St.Gallen 
Die zuständige kantonale Verbindungsstelle IVSE im Amt für Soziales hat bereits nach gelten-

dem Recht ihre Praxis im Sinn der nun beschlossenen Änderung der Zuständigkeitsordnung für 

den Bereich A IVSE angepasst, da sie die zivilrechtlichen Wohnsitzbestimmungen so ausgelegt 

hat, dass die Standorte von Kinder- und Jugendeinrichtungen bei kindesschutzrechtlicher Unter-

bringung nicht belastet werden. Dadurch entstanden vermehrt Rechtsstreitigkeiten mit politischen 

Gemeinden im Kanton St.Gallen und anderen Kantonen. Gleichzeitig konnten Standortgemein-

den weitgehend vor zusätzlichen Lasten geschützt werden. 

 

Die Teilrevision der IVSE hat überdies auch keine Folgen in Bezug auf die gesetzlichen Grundla-

gen im Kanton St.Gallen. Nach Art. 41 Bst. b Ziff. 2 des Sozialhilfegesetzes (sGS 381.1) wird die 

IVSE im Bereich A auch innerkantonal sachgemäss angewendet. Somit gilt Art. 5 Abs. 1bis (neu) 

IVSE mit Ratifikation und Vollzugsbeginn der Teilrevision – vorgesehen ist gemäss SODK der 

1. Januar 2020 – auch innerkantonal. 

 

 

4 Anhörungsverfahren 
Zur geplanten Ratifizierung der Teilrevision vom 23. November 2018 wurde vor dem Beitrittsbe-

schluss der Regierung eine Anhörung der Vereinigung St.Galler Gemeindepräsidentinnen und 

Gemeindepräsidenten (VSGP) durchgeführt. Die VSGP wies bereits vor rund vier Jahren auf den 

Klärungsbedarf in Bezug auf die drohende finanzielle Belastung von Standortgemeinden sozialer 
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Einrichtungen hin. Die Ratifikation der Teilrevision der IVSE wird von der VSGP im Grundsatz un-

terstützt. Die VSGP weist indes auf Klärungsbedarf im ZGB und Präzisierungsbedarf in der IVSE 

hin. Eine nachhaltige Regelung im Bundesrecht und die Information der kostentragenden Ge-

meinden über Zuständigkeitswechsel sind für die VSGP zentrale Anliegen. Der im Zusammen-

hang mit Art. 11 IVSE gestellte Antrag, wonach neben der Verbindungsstelle IVSE auch die Ge-

meinden zu informieren sind, kann allerdings nicht auf interkantonaler Ebene umgesetzt werden. 

Eine Präzisierung der Mitteilungspflichten der Verbindungsstelle IVSE kann im Rahmen der ge-

planten Anpassung der Verordnung zur IVSE (sGS 387.21) geregelt werden. Die Vernehmlas-

sung zum V. Nachtrag läuft noch bis Anfang Juli 2019. 

 

 

5 Finanzielle Auswirkungen und Referendum 
Da sich die Änderung der IVSE nicht auf deren Geltungsbereich, sondern lediglich auf die beste-

hende Zuständigkeitsordnung zwischen den Kantonen bezieht, entstehen aus dem Beitritt zur 

Teilrevision vom 23. November 2018 keine Mehrkosten. Da keine rechtlichen Auswirkungen auf 

die Praxis der Verbindungsstelle IVSE zu erwarten sind (vgl. Abschnitt 3.2), ändert sich an der 

bisherigen Aufenthaltsfinanzierung wenig. Die neue Regelung dürfte sich insgesamt neutral oder 

tendenziell positiv auf den Staatshaushalt auswirken.  

 

Der vorliegende Beschluss des Kantonsrates in Form eines IV. Nachtrags zum Kantonsratsbe-

schluss über die Genehmigung des Regierungsbeschlusses über den Beitritt zur Interkantonalen 

Vereinbarung für soziale Einrichtungen IVSE untersteht dem fakultativen Gesetzesreferendum 

nach Art. 49 Abs. 1 Bst. b der Kantonsverfassung (sGS 111.1) i.V.m. Art. 5 des Gesetzes über 

Referendum und Initiative (sGS 125.1). 

 

 

6 Antrag 
Wir beantragen Ihnen, Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren, auf den IV. Nachtrag 

zum Kantonsratsbeschluss über die Genehmigung des Regierungsbeschlusses über den Beitritt 

zur Interkantonalen Vereinbarung für soziale Einrichtungen IVSE einzutreten. 

 

 

Im Namen der Regierung 

 

Stefan Kölliker 

Präsident 

 

Canisius Braun 

Staatssekretär 
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Beilage 1: Revidierte Interkantonale Vereinbarung für soziale 

Einrichtungen vom 13. Dezember 2002 
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Beilage 2: Synopse des geltenden und neuen Rechts 
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Beilage 3: Erläuterungen zur Teilrevision der IVSE  

vom 23. November 2018 
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Beilage 4 
 

 

IV. Nachtrag zum Regierungsbeschluss über den Beitritt zur  

Interkantonalen Vereinbarung für soziale Einrichtungen IVSE 
 

 

vom 28. Mai 2019 

 

 

Die Regierung des Kantons St.Gallen 

 

erlässt:  

 

 

I. 
 

Der Erlass «Regierungsbeschluss über den Beitritt zur Interkantonalen Vereinbarung für soziale 

Einrichtungen IVSE vom 16. August 2015»1 wird wie folgt geändert: 

 

Ziff. 1ter (neu) 

1 Der Kanton St.Gallen stimmt den Änderungen vom 23. November 2018 der Interkantona-

len Vereinbarung für soziale Einrichtungen IVSE zu. 

 

 

II. 
 

[keine Änderung anderer Erlasse] 

 

 

III.  
 

[keine Aufhebung anderer Erlasse] 
 

 

IV. 
 

1. Dieser Erlass wird ab Vollzugsbeginn des IV. Nachtrags zum Kantonsratsbeschluss über die 

Genehmigung des Regierungsbeschlusses über den Beitritt zur Interkantonalen Vereinbarung für 

soziale Einrichtungen IVSE angewendet. 

 

2. Dieser Erlass untersteht der Genehmigung des Kantonsrates.2 

 

 

  

                                                   
1  sGS 381.30. 
2  Art. 65 Bst. c der Verfassung des Kantons St.Gallen, sGS 111.1. 
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Im Namen der Regierung 

 

Stefan Kölliker 

Präsident 

 

Canisius Braun 

Staatssekretär 
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Kantonsrat St.Gallen 34.19.03 

 

 

 

IV. Nachtrag zum Kantonsratsbeschluss über die Genehmigung  

des Regierungsbeschlusses über den Beitritt zur Interkantonalen 

Vereinbarung für soziale Einrichtungen IVSE 
 

 

Entwurf der Regierung vom 28. Mai 2019 

 

 

Der Kantonsrat des Kantons St.Gallen 

 

hat von der Botschaft der Regierung vom 28. Mai 20193 Kenntnis genommen und 

 

erlässt:  

 

 

I. 
 

Der Erlass «Kantonsratsbeschluss über die Genehmigung des Regierungsbeschlusses über den 

Beitritt zur Interkantonalen Vereinbarung für soziale Einrichtungen IVSE vom 24. Januar 2006»4 

wird wie folgt geändert: 

 

Ziff. 1  

1 Der Regierungsbeschluss über den Beitritt zur Interkantonalen Vereinbarung für soziale Einrich-

tungen IVSE vom 16. August 20055 wird genehmigt.  

 
2 Der Nachtrag zum Regierungsbeschluss über den Beitritt zur Interkantonalen Vereinbarung für 

soziale Einrichtungen IVSE vom 13. Februar 20076 wird genehmigt.  

 
3 Der II. Nachtrag zum Regierungsbeschluss über den Beitritt zur Interkantonalen Vereinbarung 

für soziale Einrichtungen IVSE vom 17. März 20097 wird genehmigt.  

 
4 Der III. Nachtrag zum Regierungsbeschluss über den Beitritt zur Interkantonalen Vereinbarung 

für soziale Einrichtungen IVSE vom 8. Oktober 20138 wird genehmigt. 

 
5 Der IV. Nachtrag zum Regierungsbeschluss über den Beitritt zur Interkantonalen Verein-

barung für soziale Einrichtungen IVSE vom 28. Mai 20199 wird genehmigt. 

 

  

                                                   
3  ABl 2019, ●●. 
4  sGS 381.30. 
5  nGS 41-29 (sGS 381.30). 
6  nGS 43-19 (sGS 381.30). 
7  nGS 45-31 (sGS 381.30).   
8  nGS 2014-071 (sGS 381.30). 
9  nGS ●●. 
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II. 
 

[keine Änderung anderer Erlasse] 

 

 

III.  
 

[keine Aufhebung anderer Erlasse] 
 

 

IV. 
 

1. Die Regierung bestimmt den Vollzugsbeginn dieses Erlasses. 

 

2. Dieser Erlass untersteht dem fakultativen Referendum.10 

 

                                                   
10  Art. 49 Abs. 1 Bst. b der Verfassung des Kantons St.Gallen, sGS 111.1. 
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